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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 270/09 B 
 
L 4 U 6/09 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 1 U 52/05 (SG Aachen) 
 
 
 
…………………………………………………….. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Maschinenbau- und Metall-Berufsgenossenschaft, 
Kreuzstraße 45, 40210 Düsseldorf, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Dezember 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Dr.  B e c k e r  

und   M u t s c h l e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 14. August 2009 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde 

keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig 

dargelegt oder bezeichnet. Da der Beschluss kurz begründet werden soll, jedoch von einer 

Begründung abgesehen werden kann, wenn sie nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG), beschränkt 

sich der Senat auf folgende Hinweise: 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels wegen 

Verletzung seines Anspruchs auf rechtliches Gehör und der Amtsermittlungspflicht. Nach § 160 

Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht 

wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrens-

mangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 

128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 

SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (Art 103 Abs 1 Grundgesetz, § 62 SGG) 

wird vom Kläger damit begründet, dass er die deutschen Sprache nur sehr eingeschränkt ver-

stehe, zu den Begutachtungen jedoch kein Dolmetscher hinzugezogen worden sei. 

 

Mit diesem Vorbringen hat der Kläger einen Verfahrensmangel iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

nicht dargetan. Insbesondere hat er versäumt darzulegen, warum hinsichtlich des gerügten Ver-

fahrensmangels eine Heilung nicht eingetreten sei. Die Vorschriften der Zivilprozessordnung 

(ZPO) über die Rüge von Verfahrensmängel der Berufungsinstanz im Revisionsverfahren und 

die Heilung von Verfahrensmängel (§§ 556, 295 ZPO) sind nach § 202 SGG im sozialgerichtli-

chen Verfahren entsprechend anzuwenden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 61 mwN). Gemäß 

§ 556 ZPO kann die Verletzung einer das Verfahren der Berufungsinstanz betreffenden 

Vorschriften in der Revisionsinstanz - und demgemäß auch im Verfahren der 

Nichtzulassungsbeschwerde - nicht mehr gerügt werden, wenn das Rügerecht nach § 295 ZPO 

verloren gegangen ist. Dies ist gemäß § 295 ZPO ua dann geschehen, wenn in der auf den 

Mangel folgenden nächsten mündlichen Verhandlung, in welcher der betreffende Beteiligte 

vertreten war, der Mangel nicht gerügt worden ist, obgleich er bekannt war oder bekannt sein 

musste. 
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Dass der Kläger die im Rahmen der Begutachtungen erfolgte und ihm damit bekannte unterlas-

sene Hinzuziehung eines Dolmetschers, die er als Mangel des Berufungsverfahrens ansieht, in 

der mündlichen Verhandlung vor dem LSG, in der er durch seinen Prozessbevollmächtigten 

ordnungsgemäß vertreten war, gerügt habe, hat der Kläger nicht vorgetragen. 

 

Hinsichtlich der vom Kläger gerügten Verletzung der Amtsermittlungspflicht durch das LSG 

mangelt es an der Darlegung eines konkreten berücksichtigungsfähigen Beweisantrags iS des 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG. Ein solcher Beweisantrag muss den Anforderungen an einen Beweisan-

trag iS der ZPO entsprechen (BSG SozR 1500 § 160 Nr 45; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9) und 

bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung vor dem LSG aufrechterhalten worden sein, um 

seine Warnfunktion zu erfüllen und das LSG vor seiner Entscheidung darauf hinzuweisen, dass 

der Beteiligte die Amtsermittlungspflicht des Gerichts (§ 103 SGG) noch nicht als erfüllt ansieht 

(vgl ua BSG SozR 1500 § 160 Nr 67; SozR 3-1500 § 160 Nr 9, 20, 31; BVerfG SozR 3-1500 

§ 160 Nr 6). Die Bezeichnung eines solchen konkreten, aufrechterhaltenen Beweisantrags ist 

der Beschwerdebegründung nicht zu entnehmen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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